
1. Österreichs Naturschutz in der 
Europäischen Union

Als Österreich vor 10 Jahren der Europäischen Union beitrat,
wurde vielfach die Angst geäußert, dass es zu einer Verschlech-
terung der Standards im Natur- und Umweltschutz kommen
würde. Österreich empfand sich innerhalb Europas als „Um-
weltmusterland“. Kaum jemand war sich über den Natur-
schutz in der Europäischen Union bewusst, oder konnte gar
die Auswirkungen desselben auf die österreichische Natur-
schutzgesetzgebung und Naturschutzpraxis einschätzen. 

Mit den Erfahrungen der letzten 10 Jahre lässt sich mittler-
weile festhalten, dass der Beitritt zur EU im Bereich des Na-
turschutzes wesentliche Impulse zur Verbesserung und Neue-
rung des österreichischen Naturschutzes gesetzt hat (ELL-
MAUER 2005). So kam es etwa zu einer Vereinheitlichung
der naturschutzrechtlichen Vorgaben, einer verstärkten Koope-
ration zwischen den Bundesländern, zu einer Erhöhung der
Schutzgebietsflächen und der finanziellen Mittel für den Na-
turschutz. Bedeutsam ist aber auch die Stärkung der verfah-
rensrechtlichen Stellung des Naturschutzes durch die Ver-
pflichtungen zur Prüfung von Plänen und Projekten auf ihre
Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen von Natura 2000-
Gebieten (gemäß Art. 6 Abs. 3 Fauna-Flora-Habitat-Richtli-
nie). Das am Vorsorgeprinzip orientierte Instrument der FFH-
Verträglichkeitsprüfung – in Österreich häufig auch mit „Na-
turverträglichkeitsprüfung“ oder NVP tituliert – verleiht dem
Naturschutz im Vergleich zu den Eingriffsregelungen der ein-
fachen Naturschutzverfahren eine stärkere verfahrensrechtli-
che Stellung. Dadurch, dass die Einhaltung dieser Prüf- und
Berücksichtigungsverpflichtung letztendlich beim Europäi-
schen Gerichtshof eingeklagt werden kann, wird die Mög-
lichkeit zur Beeinflussung der Bewilligungsverfahren durch

regionale oder nationale Entscheidungsträger maßgeblich ver-
mindert. 

Da Naturschutz in Österreich in den ausschließlichen Kom-
petenzbereich der Bundesländer fällt, sind auch die Verpflich-
tungen der Vogelschutz- und der FFH-Richtlinie in den Lan-
des-Naturschutzgesetzen umzusetzen. Was die Vorgaben des
Artikel 6 Abs. 3-4 anbelangt, wurden diese zwar in allen neun
Naturschutzgesetzen berücksichtigt, im Detail gibt es aber
leicht differierende Regelungen und zum Teil auch Unzu-
länglichkeiten hinsichtlich der EU-rechtlichen Verpflichtun-
gen (vgl. ENNÖCKL 2002). 

2. Bedeutung des Screening im Prüfverfahren

Der Leitfaden der Europäischen Kommission (European
Commission 2002) über die Durchführung von Verträglich-
keitsprüfungen unterscheidet im Verfahren vier Stufen:
• Screening oder Vorprüfung
• Verträglichkeitsprüfung
• Prüfung von Alternativlösungen
• Prüfung von Ausgleichsmaßnahmen

Erst nach Absolvierung einer vorgelagerten Stufe kann fest-
gestellt werden, ob die Bearbeitung der darauf folgenden Stu-
fe erforderlich ist. 

In der Vorprüfung bzw. dem Screening, wird geprüft, ob ein
Plan oder ein Projekt überhaupt Auswirkungen auf ein Natu-
ra 2000-Gebiet entfaltet und – wenn dem so ist – ob diese als
potenziell erheblich zu bewerten sind. Die Vorprüfung ist so-
mit der fundamentale Filter, welcher darüber entscheidet, ob
für einen Plan oder ein Projekt eine Verträglichkeitsprüfung
durchgeführt werden muss oder nicht. Die Entscheidungs-
findung muss daher ausreichend abgesichert sein und nach-
vollziehbar dokumentiert werden. 
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Zusammenfassung

Mit der Umsetzung der beiden EU-Naturschutzrichtlinien, der Vogelschutz- und der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, sind auf
die Naturschutzbehörden zahlreiche neue Aufgaben zugekommen, die mit den kaum gestiegenen Personalressourcen nur
schwer bewältigbar sind. Im Zusammenhang mit der Prüfung von Plänen und Projekten gemäß Artikel 6 Abs. 3 der FFH-
Richtlinie wurden in Österreich daher Screening-Methoden entwickelt, die zu einer effizienten Identifizierung jener Vorhaben
führen sollen, die tatsächlich einer Verträglichkeitsprüfung – in Österreich auch Naturverträglichkeitsprüfung oder NVP
genannt – unterworfen werden müssen. Projekt- oder Weißbücher, welche sicherlich nicht prüfpflichtige Vorhaben bzw. Pro-
jekttypen auflisten, dienen zur Information der Öffentlichkeit und von potenziellen Antragstellern. Damit sollen bereits im
Vorfeld unnötige Anfragen oder Projekteinreichungen verhindert werden. Ein weiteres „Sieb“ stellen Ersteinschätzungen dar,
durch welche in einer groben Begutachtung von Sachverständigen der Naturschutzbehörde nicht prüfpflichtige Vorhaben
identifiziert werden. Weniger klar beurteilbare Projekte oder Projektideen können einer Vorprüfung zugeführt werden, in wel-
cher nach einem standardisierten Verfahren Beeinträchtigungen festgestellt werden und deren potenzielle Erheblichkeit abge-
schätzt wird. All diese Screening-Methoden werden auf Basis bestehender Daten durchgeführt, weshalb einer guten Aufbe-
reitung der Projektdaten und ausreichenden Gebietsinformationen mit flächig verorteten Schutzgütern eine hohe Bedeutung
zukommt.



Der Vorprüfung kommt im Verfahren somit eine wesentliche
Bedeutung zu, welche durch einen weiteren Umstand noch
vergrößert wird: Im „normalen“ Naturschutzverfahren ist die
Schwelle zur Bewilligungspflicht im Naturschutzgesetz klar
definiert (z.B. bewilligungspflichtig sind „alle Bauten im
Grünland“, oder „Erdbewegungen ab 1 m Höhe“, etc.). Auch
die Umweltverträglichkeitsprüfung wird durch definierte
Schwellenwerte aktiviert („Hotel mit mehr als 500 Betten“).
Die Bewilligungspflichtigkeit in der Naturverträglichkeits-
prüfung bezieht sich jedoch auf eine individuelle fachliche
Experteneinschätzung – das Projekt ist dann zu prüfen, wenn
es erhebliche Auswirkungen auf die Erhaltungsziele des Ge-
bietes hat. 

Viele Konsenswerber (Landwirte, Forstwirte, Gewerbebe-
triebe, Gemeindevertreter, Planungsbüros, …) fragen seit der
Ausweisung von Natura 2000-Gebieten oft erfolglos bei den
Naturschutzbehörden nach, wie sie denn nun konkret wissen
sollen, wann ihr Projekt zu prüfen ist und wann nicht. Die
Folge davon ist, dass der Konsenswerber mitunter „zur Si-
cherheit“ bei der zuständigen Behörde anfragt bzw. auch oh-
ne Notwendigkeit um eine Bewilligung gemäß Art. 6 Abs. 3
der FFH-Richtlinie nachsucht. Daraus ergeben sich für die
Naturschutzbehörden zusätzliche Arbeitsbelastungen, die – in
Abhängigkeit vom Ausmaß der ausgewiesenen Gebiete – nur
zum Teil bewältigt werden können.

Es empfiehlt sich daher, die in der FFH-Richtlinie vorgege-
benen Entscheidungsschwellen, nämlich die Beeinträchti-
gungs- oder Relevanzschwelle und die Erheblichkeitsschwel-
le, möglichst klar zu fassen und der Öffentlichkeit aber auch
den mit Naturverträglichkeitsprüfungen befassten Sachver-
ständigen zu kommunizieren. Im Bundesland Niederöster-
reich wurde ein Prüfsystem eingerichtet, bei welchem für die
jeweiligen Entscheidungsschwellen unterschiedliche Instru-
mente angeboten werden (vgl. Abb. 1). 

3. Vorausscheidung durch „Weißbücher“ 

In der Praxis hat sich herausgestellt, dass eine geschickte
Vorausscheidung von Projekten die Arbeitsbelastung für die
Behörde entscheidend senken kann. Da Projektwerber mit-
unter sicherheitshalber um eine Bewilligung von Projekten,

ansuchen, für welche eine Beeinträchtigung eines Natura
2000-Gebietes von vornherein ausgeschlossen werden könn-
te, kann die Ausarbeitung von Basisinformationen für die Öf-
fentlichkeit eine Entlastung für die Behörde darstellen.

Oberösterreich hat zu diesem Zweck im Jahr 2002 so ge-
nannte „Weißbücher“ erstellt und in der Landesregierung be-
schlossen. In diesen wird festgeschrieben, welche Maßnah-
men der Landnutzer (Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Jagd,
Fischerei, Fremdenverkehr, Infrastruktur, Wirtschaft etc) kei-
nesfalls zu einer wesentlichen Beeinträchtigung des Schutz-
zwecks des auszuweisenden Europaschutzgebietes führen
werden und daher ohne Naturverträglichkeitsprüfung durch-
führbar sind. Auch soll in dieser frühen Phase geklärt wer-
den, ob es zu Bewirtschaftungsauflagen für die Landnutzer
kommen wird und daraus abgeleitet, mit welchen Entschädi-
gungssätzen in etwa zu rechnen sein wird (§ 35 Abs 3 Z. 1
OÖ NSchG 2001). Diese „Weißbücher“ wurden von regio-
nalen Fachausschüssen bestehend aus Vertretern der Natur-
schutzbehörde und der Region (Interessensvertretungen,
Grundbesitzer, Personen, die die Interessen der Jagd- und Fi-
schereiberechtigten vertreten etc.) erarbeitet. Das OÖ Natur-
schutzgesetz lässt allerdings mit der Formulierung, dass Pro-
jekte zulässig sind, die keine wesentliche Beeinträchtigung
erwarten lassen, einen zu großen Spielraum für eine Prüf-
freiheit von Projekten offen. Sobald eine Beeinträchtigung
eines Natura 2000-Gebietes durch Pläne oder Projekte näm-
lich möglich ist, ist eine individuelle Beurteilung – auch z.B.
in Hinblick auf Summationseffekte mit anderen Plänen und
Projekten – erforderlich. 

Das Bundesland Niederösterreich, wo aufgrund der Gebiets-
größen (14,6% der Landesfläche sind als Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung nach FFH-Richtlinie, rund 16%
sind als Vogelschutzgebiete vorgesehen; in Summe sind
21,6% der Landesfläche Natura 2000-Gebiete) eine effizi-
ente Arbeitsmethode im Prüfverfahren unumgänglich war,
hat die Weißbücher Oberösterreichs zu so genannten ge-
bietsspezifischen „Projektbüchern“ weiterentwickelt (SUS-
KE 2004).

Das niederösterreichische „Projektbuch“ wird jedoch im Ge-
gensatz zum oberösterreichischen „Weißbuch“ nicht von der
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Abbildung 1: System der Projektprüfungen in Niederösterreich



Landesregierung verordnet sondern hat – zumindest bisher –
nur verbindlichen Informationscharakter. Die Verbindlichkeit
ist durch eine schriftliche Festlegung des Umweltanwaltes si-
chergestellt, der – solange die Gebiete in NÖ nicht rechtlich
verordnet worden sind – die einzige Partei ist, die ein Natur-
verträglichkeitsprüfverfahren einleiten kann. 

In diesen Projektbüchern werden die in einem Natura 2000-
Gebiet typischerweise vorkommenden Projekte (Projektty-
pen) aufgelistet und hinsichtlich ihres grundsätzlichen Be-
einträchtigungspotenzials von Schutzobjekten beurteilt. Die
Wirkungen von häufig in Gebieten realisierten Projekten
werden in abstrakter Form auf die Möglichkeit der Überla-
gerung mit Schutzobjektflächen (Überlagerungswirkung)
bzw. auf potenzielle Fernwirkungen (Ausstrahlungswirkung)
beurteilt, wobei die Beurteilung in Schutzobjektgruppen
(z.B. Fledermäuse, Amphibien, Wälder etc.) erfolgt. Eine
Prüffreiheit von Projekttypen wird lediglich für jene Schutz-
objektgruppen festgestellt, für welche eine Beeinträchtigung
ausgeschlossen werden kann. Potenzielle Projektwerber kön-
nen in diesen Projektbüchern selbst nachsehen, ob ihr Projekt
einem Projekttyp entspricht und wie dieser hinsichtlich sei-
ner Prüfpflicht eingestuft wurde. Mit dieser Vorabinformati-
on können zahlreiche Anfragen vermieden werden, welche
sonst wegen eindeutig nicht prüfpflichtigen Projekten an die
Behörde gerichtet würden.

Ähnlich wird auch in der Steiermark gearbeitet. Im Gegen-
satz zu Niederösterreich existieren dort aber bereits Veröf-
fentlichungen (Amt der Steiermärkischen Landesregierung
2004), die dem Landnutzer kompakt und verständlich die in-
dividuellen Prüfpflichten vermitteln.

4. Ersteinschätzungen 

Ebenfalls eine Art „Sieb“ stellen Ersteinschätzungen dar, die
das Land Niederösterreich auf der Ebene der Sachverständi-
gen praktiziert. Die Ersteinschätzung wird angewendet, wenn
der Sachverständige aufgrund des eingereichten Projekts be-
reits in einer ersten groben Begutachtung zum Schluss kommt,
dass keinesfalls eine Prüfnotwendigkeit vorliegt. Die Gründe
für diese Entscheidung werden in einem Protokoll dokumen-
tiert und dem Konsenswerber bekannt gegeben. Auch diese
Methode dient dazu, mit der Masse an Anfragen und einge-
reichten Projekten fachlich korrekt aber doch ressourcenspa-
rend umzugehen. 

5. Vorprüfung

Die Vorprüfung ist – im Vergleich zur Ersteinschätzung und
zum Projekt- oder Weißbuch – der genaueste Prüfungsvor-
gang. Jene Projekte, die nicht im Projekt- oder Weißbuch er-
wähnt sind bzw. die zur Vorprüfung empfohlen werden, oder
für die in der Ersteinschätzung eine Beeinträchtigung von
Schutzgütern oder Erhaltungszielen von Natura 2000-Gebie-
ten nicht ausgeschlossen werden kann, können an die Behör-
de für eine Vorprüfung weitergeleitet werden. In der Vorprü-
fung wird anhand von wenigen bzw. grundsätzlichen Infor-
mationen festgestellt, ob eine Naturverträglichkeitsprüfung
erforderlich ist oder nicht (LAMBRECHT et al. 2004). Wenn
die Möglichkeit einer erheblichen Beeinträchtigung in der
Vorprüfung nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden

kann, ist dem Vorsorgeprinzip folgend eine NVP durchzu-
führen (vgl. KÖPPEL et al. 2004). 

5.1 Datengrundlagen 
In einer Vorprüfung muss aufgrund von relativ wenigen,
grundsätzlichen Informationen entscheidbar sein, ob erhebli-
che Beeinträchtigungen möglich oder aber auszuschließen
sind (LAMBRECHT et al. 2004). Im Rahmen der Vorprü-
fung werden in der Regel keine Freilanderhebungen durch-
geführt, es müssen daher verfügbare Daten und Informatio-
nen herangezogen werden. Dabei kommt der Datenlage so-
wohl hinsichtlich der Art des Eingriffes (Projektinformatio-
nen) als auch im Zusammenhang mit den Informationen über
die Schutzgüter eines Natura 2000-Gebietes große Bedeu-
tung zu. Es steht im Interesse des Konsenswerbers, dass qua-
lifizierte und ausreichende Informationen über das beabsich-
tigte Projekt und über die betroffenen Schutzgüter vorliegen,
da nur dadurch mit ausreichender Sicherheit eine allfällige
Unbedenklichkeit des Projektes festgestellt werden kann.
Verbleiben Zweifel am Beeinträchtigungspotenzial des Pro-
jektes muss dem Vorsichtsprinzip folgend nämlich die zeit-
und kostenintensivere Naturverträglichkeitsprüfung im Ge-
nehmigungsverfahren durchgeführt werden.

Die Datenlage der Natura 2000-Gebiete Österreichs war zum
Zeitpunkt ihrer Ausweisung durchwegs mangelhaft, das Vor-
kommen und der Status von Schutzgütern in den Gebieten oft
unklar. Die Standard-Datenbögen boten daher lediglich einen
groben Überblick zu den Natura 2000-Gebieten. Aber auch
wenn die Auflistung von Lebensräumen und Arten gesicher-
te Vorkommen repräsentieren ist ein bloßes Wissen über ihre
Präsenz eine unzureichende Information für die Durchführung
von Vorprüfungen oder gar von Naturverträglichkeitsprüfun-
gen. Im Rahmen der Erstellung von Managementplänen, wel-
che momentan für die meisten Gebiete erarbeitet werden
(ELLMAUER et al. 2005), werden Erhebungen und geogra-
phische Verortungen der Schutzgüter durchgeführt. In Nie-
derösterreich beispielsweise wurden die Lebensraumtypen
und Arten aller Natura 2000-Gebiete im Maßstab 1:10.000
erfasst und über Webgis (http://www.noe.gv.at/Service/RU/
RU5/Natura2000/Karten.htm) veröffentlicht. Damit lässt sich
in der Mehrzahl der Fälle feststellen, ob es grundsätzlich zu
Beeinträchtigungen von Schutzgütern durch Pläne oder Pro-
jekte kommen würde. 

5.2 Ablauf der Vorprüfung
5.2.1 Feststellung von Projektwirkungen

In der Vorprüfung sollen alle absehbaren Wirkungen eines
Projektes hinsichtlich ihres Einflusses auf die Erhaltungszie-
le eines Natura 2000-Gebietes geprüft werden. Der prüfenden
Stelle müssen daher Informationen über alle Phasen (Errich-
tung, Betrieb) und alle Aspekte des Projektes (unmittelbare
Wirkungen und Folgewirkungen) vorgelegt werden. Dieser
Anspruch muss in Einklang mit der Notwendigkeit, die Pro-
jektinformationen in der Vorprüfung kompakt und übersicht-
lich zu halten, gebracht werden. In Niederösterreich wurde
daher ein Formular entwickelt, mit welchem Projektwerber
ihre Vorhaben möglichst umfassend und doch knapp zur Vor-
prüfung einreichen sollen (http://www.noe.gv.at/Service/RU/
RU5/Natura2000/Natura2000_Vorpruefung.pdf). Folgende
Projektdaten werden abgefragt:
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• Exakte Verortung des Projektes
• Flächeninanspruchnahme
• Beschreibung der aktuellen Nutzung der Projektfläche und

der Umgebung
• Beschreibung der Maßnahmen bei der Errichtung des Pro-

jektes (Bauphase)
• Beschreibung der Wirkungen in der Betriebsphase
• Einschätzung des Projektanten über die Wirkungen des Pro-

jektes im Umland (Fernwirkungen)

Obwohl diese Informationen verpflichtend bei einer Eingabe
zur Vorprüfung vom Projektwerber auszufüllen sind und es
im Interesse des Projektwerbers liegt, vollständige und ge-
naue Angaben zum Projekt vorzulegen, wird in der Praxis
nur in den wenigsten Fällen tatsächlich jede Frage ausreichend
beantwortet. Dies trifft besonders auf „kleinere“ Projekte aus
dem land- und forstwirtschaftlichen Bereich zu. Projekte
größeren Umfangs, bei deren Planung mitunter bereits land-
schaftsökologische Büros involviert sind, weisen eine besse-
re Aufbereitung auf. 

5.2.2 Ermittlung der berücksichtigten
Schutzgüter

Die identifizierten Projektwirkungen werden einem konkre-
ten Wirkraum zugeordnet, der möglichst exakt auf einer Kar-
te mit den verorteten Schutzgütern abgegrenzt wird. Wieder-
um werden die übermittelten Projektinformationen (Angabe
von Parzellen, auf denen das Projekt realisiert werden soll,
Markierung der Projektfläche auf Karten etc.) zur Abgren-
zung des Wirkraumes herangezogen. Alle Schutzgüter, wel-
che innerhalb des Wirkraumes zu liegen kommen, sind im
weiteren Verlauf in der Vorprüfung zu berücksichtigen.

5.2.3 Ermittlung der betroffenen 
Schutzgüter

Nicht alle Schutzgüter, welche innerhalb eines Projektwirk-
raumes liegen, müssen vom Projekt auch tatsächlich betroffen
sein. Potenzielle Beeinträchtigungen von Schutzgütern liegen
nur dann vor, wenn ein Wirkzusammenhang besteht, d.h. das
Projekt kann die Ausprägung oder den Zustand eines Schutz-
gutes verändern.

Berücksichtigung finden hierbei nur Schutzobjekte repräsen-
tativer Ausprägung, das sind Schutzgüter, deren Einstufung
für Repräsentativität bei Lebensraumtypen bzw. für die Po-
pulation bei Arten im Standard-Datenbogen die Werte A-C
annehmen. Nicht repräsentative Schutzgüter werden mit dem
Wert D eingestuft und werden in der Vorprüfung nicht weiter
berücksichtigt. 

Als potenzielle Beeinträchtigungen sind folgende Einflüsse
zu berücksichtigen (vgl. LAMBRECHT et al. 2004):

• Flächenverbrauch
• Veränderung der Lebensraum-/Habitat-Strukturen
• Veränderung der abiotischen Standortseigenschaften (z.B.

Wasser- und Nährstoffhaushalt der Fläche)
• Barriere- und Fallenwirkung
• Nichtstoffliche Einwirkungen (z.B. Lärm, Erschütterung,

Licht)
• Stoffliche Einwirkungen (z.B. Immissionen)
• Strahlung
• Gezielte Beeinflussung von Arten oder Organismen

5.2.4 Eingriffe, die grundsätzlich zur NVP
weiterzuleiten sind

Wurde in den vorangegangenen Schritten festgestellt, dass
das Projekt Schutzgüter beeinträchtigen könnte, so ist nun zu
prüfen, ob diese möglicherweise erhebliche Auswirkung ha-
ben. Dem Vorsichtsprinzip folgend werden Eingriffe in sensi-
ble Schutzgüter grundsätzlich als erheblich eingestuft. 

Als sensibel werden Schutzgüter gewertet, welche
• bereits in kritischem Erhaltungszustand vorliegen,
• hochgradig gefährdet sind oder
• eine hohe naturschutzfachliche Wertigkeit aufweisen.

Kritischer Erhaltungszustand: Als Grundlage für die Be-
wertung, ob ein Schutzgut in kritischem Erhaltungszustand
vorliegt, wird der Standard-Datenbogen des betreffenden Na-
tura 2000-Gebietes herangezogen. Eine Bewertung des Erhal-
tungszustandes mit C (entspricht einem „durchschnittlichen
oder beschränktem“ = ungünstigem Erhaltungszustand) ist
als kritisch anzusehen. 

Hochgradige Gefährdung: Die Grundlage für die Bewertung
der Gefährdung stellen Rote Listen dar. Mittlerweile liegen in
Österreich Rote Listen sowohl für Arten (GEPP, 1994, NI-
KLFELD 1999), als auch für Biotoptypen (ESSL et al. 2002,
ESSL et al. 2004, TRAXLER et al. 2005) vor, wobei sich
diese auf unterschiedliche geographische Niveaus beziehen
können. Eingriffe in Schutzgüter, welche in den Roten Listen
mit den Kategorien 0 (verschollen oder ausgestorben), 1
(vom Aussterben bedroht) und 2 (stark gefährdet) bewertet
wurden, gelten in der Vorprüfung grundsätzlich als potenzi-
ell erheblich. Liegen mehrere Einstufungen für ein Schutzgut
auf unterschiedlichen geographischen Niveaus (z.B. nationa-
le Ebene, Bundeslandebene) vor, so ist dem Vorsichtsprinzip
folgend die schlechteste Einstufung als Maßstab heranzuzie-
hen. Die Rote Liste der Biotoptypen kann nicht unmittelbar
auf die FFH-Lebensraumtypen übertragen werden. Häufig
sind mehrere Biotoptypen in einem FFH-Lebensraumtyp ent-
halten, welche mitunter verschiedene Gefährdungseinstufun-
gen aufweisen können. Kann in der Vorprüfung nicht ein-
deutig festgestellt werden, welcher Biotoptyp beeinträchtigt
wird, so ist als Maßstab der am stärksten gefährdete Biotop-
typ des Lebensraumtyps heranzuziehen. 

Naturschutzfachliche Wertigkeit: Bei der Erhebung von
Schutzgütern empfiehlt sich eine Bewertung auch ihrer na-
turschutzfachlichen Bedeutung. In Niederösterreich wurde
die naturschutzfachliche Bedeutung in einer 5-teiligen Skala
(lokal, regional, landesweit, national, europäisch) wiederge-
geben. Die Bewertung richtet sich nach der Repräsentativität
der Ausprägung und der Seltenheit des Schutzgutes. Eingrif-
fe in Schutzgüter, welche als national oder europäisch bedeut-
sam eingestuft worden sind, haben in der Vorprüfung grund-
sätzlich als erheblich zu gelten. 

5.2.5 Bagatellefälle
Von den oben ausgeführten Prinzipien darf lediglich abgewi-
chen werden, wenn es sich um Bagatellefälle handelt. Dazu
sind Beeinträchtigungen zu rechnen, deren Eingriff in ein
Schutzgut lediglich als sehr geringfügig einzustufen ist und
bei denen auch durch Summationseffekte (Eingriffe durch
andere Projekte) die Erheblichkeitsschwelle nicht überschrit-
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ten werden würde. Die Entscheidung, dass es sich bei einem
Eingriff um einen Bagatellefall handelt, muss der Sachver-
ständige in der Vorprüfung im Detail begründen. Vorgaben, wie
sie von LAMBRECHT et al. (2004) für Deutschland erarbei-
tet wurden, existieren in Österreich noch nicht. 

6. Anforderungen an die öffentliche Verwaltung

Ein gut strukturiertes Screening-Verfahren hilft der Verwal-
tung Ressourcen zu sparen, es ist aber drauf zu achten, dass
fachliche Standards eingehalten werden. Die erwähnte Form
von Vorprüfungen fordert ein hohes Niveau von allen betei-
ligten Sachverständigen, das nur durch regelmäßige Schu-
lungen zu erreichen ist. 

In der Praxis hat es sich bewährt, Natura 2000-Sachverstän-
dige als eigenen „Pool“ aller Naturschutz-Sachverständigen
zu etablieren, um diese aktiv mit der Materie enger befassen
und sie besser begleiten zu können. Die Schulung und Betreu-
ung der Sachverständigen sollte praxisgerecht am Beispiel
von konkreten, bereits abgewickelten Verfahren durchgeführt
werden. Besonderen Raum sollte dabei dem „Beweisthema“
– also dem zu erwartenden Zusammenhang zwischen Pro-
jektwirkung und Beeinträchtigung von Schutzgütern – ge-
widmet werden, das zu Beginn jedes Verfahrens klar defi-
niert werden muss. Es empfiehlt sich, Juristen mit Erfahrungen
im EU-Naturschutzrecht in die Schulungen einzubeziehen.

Im Rahmen von Workshops sollten jährlich Erfahrungen mit
Vorprüfungen, Ersteinschätzungen und Weiß- bzw. Projekt-
büchern besprochen werden, um zu garantieren, dass sich
diese eher unbürokratische Verfahrensabwicklung nicht ver-
selbstständigt. In derartige Workshops könnten Bearbeiter der
Managementpläne, Behörden erster Instanz (z.B. Bezirks-
hauptmannschaften), Sachverständige und die federführende
Naturschutzbehörde einbezogen werden. 

Basis für Schulungen und Workshops ist eine vollständige
Datensammlung der Prüfverfahren, die von der federführend
zuständigen Behörde verwaltet werden sollte. Die Bundes-
länder Burgenland und Niederösterreich stellen gerade eine
spezifische Natura 2000-Datenbank fertig, in der auch Er-
gebnisse von Vorprüfungen und Naturverträglichkeitsprüfun-
gen leicht integrierbar sind. Die Notwendigkeit, die Ergeb-
nisse der Prüfungen in einer Datenbank zu verwalten, ergibt
sich u.a. aus dem gesteigerten Kommunikationsbedarf zwi-
schen den einzelnen Sachverständigen.

Jeweils am Jahresende könnten mit den Daten interessante
Statistiken erstellt und ausgewertet werden (z.B. bezirksweise
Unterschiede in Ergebnissen von Prüfungen, Dauer der Ver-
fahren, etc.), die das Land für die Weiterentwicklung des
Prüfsystems verwenden kann.
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Zum Titelbild Impressum

Vorhaben: Neubau eines Segelflugplatzes in Nachbarschaft zu FFH-
Gebieten (Waldbereiche, Moorgebiete) mit mehreren betroffenen
Lebensraumtypen und Arten der Anhänge II und IV.

Im Rahmen der Verträglichkeitsstudie wurden die Nahrungshabitat-
beziehungen des Wespenbussards (Pernis apivorus; EU-Code A072)
dargestellt.

Blaues Oval: Horststandorte; dunkelgrüne und blaugrüne Pfeile: die
Flugwege zu den Nahrungshabitaten queren die Segelplatzrunde.
(Siehe im Teil 3 „Beispiele für Verträglichkeitsstudien“, S 130-137)


